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JOACHIM GENOSKO 

Die innovationsorientierte Regionalpolitik: 
Eine wirksame Handlungsalternative?:~ 

Kurzfassung 

Mit dem 14. Rahmenplan hat die GR Weinen innovationsorien­
tierten Akzent erhalten. Der vorliegende Aufsatz beschäftigt sich mit 
den Erfolgsaussichten einer solchen Schwerpunktbildung in der 
praktischen Regionalpolitik. Zunächst wird kurz geprüft, ob sich 
empirische Befunde für regionale Innovationsunterschiede finden 
lassen. Dabei wird festgestellt, daß die sektoralen und betriebsgrö­
ßenspezifischen Defizienzen bedeutsamer sind als ihre regionalen 
Pendants. Des weiteren werden die wichtigsten Determinanten re­
gionaler Innovationsunterschiede und ihre empirische Gewichtig­
keit diskutiert. Darauf aufbauend werden die neuen innovations­
orientierten Instrumente der GR W sowie eine mögliche Alternativ-

strategie der Innovationsförderung kritisch beleuchtet. In einem wei­
teren Schritt werden mögliche räumliche Konsequenzen einer inno­
vationsorientierten Regionalpolitik untersucht, wobei der 
Schwerpunkt der Betrachtung auf die Mikroelektronik und die Tele­
kommunikation gelegt wird. Wir schließen uns dabei der These an, 
daß die neuen Kommunikationstechnologien Trendverstärker und 
nicht Trendsetter sind. Abschließend wird festgestellt, daß sich eine 
innovationsorientierte Regionalpolitik nicht auf die Bereitstellung 
der einschlägigen (materiellen) Infrastruktur beschränken kann, 
sondern vielmehr zu ihrem Erfolg die Koordination verschiedener 
raumrelevanter Politikbereiche braucht. Daraus folgt, daß eine in­
novationsorientierte Regionalpolitik nicht mit kurzfristigen Pro­
blemlösungen wird aufwarten können. 
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1. Einleitung 

Mit dem 14. Rahmenplan der „Gemeinschaftsaufgabe zur Ver­
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW)" sind neue 
Akzente in der regionalen Wirtschaftspolitik gesetzt worden. 
Die praktische Politik hat die in der regionalökonomischen 
Literatur1 erhobene Forderung nach einer verstärkt an den 
,,vorhandenen ökonomischen Kräften" in den strukturschwa­
chen Regionen ansetzenden Regionalpolitik aufgenommen. 

- Die finanzielle Förderung, die sich wegen der Exportbasis­
Theorie bislang auf den industriellen Sektor konzentriert hat­
te, wird mit dem neuen Rahmenplan stärker auf den hand­
werklichen und Dienstleistungs-Bereich ausgedehnt. 

- Neben diesem Akzent setzt die Bundesregierung bei derbe­
standsorientierten Regionalpolitik noch einen weiteren 
Schwerpunkt. Sie konzipiert eine innovationsorientierte Re­
gionalpolitik, die die Entfaltung innovativer Aktivitäten und 
die Schaffung wettbewerbsfähiger, qualifizierter Arbeitsplät­
ze in den Problemregionen fördern soll2• 

Im folgenden geht es ausschließlich um diesen zweiten Schwer­
punkt der bestandsorientierten Politik. 

2. Die Fragestellung 

Unter Innovation versteht man ganz allgemein die erstmalige 
gewerbliche Nutzung einer Invention. Dabei lassen sich 
Produkt- und Prozeßinnovationen unterscheiden3• Eineinnova­
tionsorientierte Politik ist deshalb darauf gerichtet, Innovatio­
nen zu fördern, indem sie Entstehung, Anwendung und Ausbrei­
tung neuer Technologien unterstützt. Nun ist Technologie- und 
Innovationspolitik in der Bundesrepublik nichts grundlegend 
Neues, da sie spätestens seit der Gründung des Atomministeri­
ums, aus dem später das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie hervorgegangen ist, betrieben wird. Trotzdem soll 
sie hier einer eingehenderen Untersuchung unterzogen werden, 
weil sie in unserem Zusammenhang gezielt regionale Effekte aus­
lösen soll4• Innovationsorientierte Regionalpolitik soll wie jede 
andere räumlich ausgerichtete Politik auch regionale Disparitä­
ten in den Einkommens- und Lebensverhältnissen verringern 
und letztlich beseitigen helfen. · 

Drei Fragen st~llen sich im Zusammenhang mit einer solchen 
Politik: 

- Lassen sich empirisch regionale Innovationsdefizite erkennen, 
die den V ersuch einer regionalisierten Innovationspolitik 
überhaupt rechtfertigen? 

- Wenn sich gegebenenfalls entsprechende Defizite nachweisen 
lassen, ist es möglich und sinnvoll, staatliche Eingriffe zugun­
sten einer Beseitigung der Defizite einzuleiten? Mit anderen 
Worten: Hat eine innovationsorientierte Regionalpolitik für 
Peripherregionen Aussicht auf Erfolg? 

- Schließlich ist zu fragen: W eiche Veränderungen der regiona­
len und interregionalen Strukturen können von einer innova­
tionsorientierten Regionalpolitik erwartet werden? 

3. Die empirische Evidenz regionaler Innovationsunterschiede 

Bereits die erste Frage, ob es regionale Innovationsdefizite gibt, 
läßt sich keineswegs so einfach und eindeutig beantworten, wie 
es der derzeitige politische Stellenwert der „neuen" regionalen 
Strukturpolitik eigentlich vermuten ließe. Die Mängel der mei­
sten empirischen Untersuchungen bestehen darin, daß sie nicht 
sauber die Standort- und Struktureffekte voneinander trennen. 
Ein Großteil dieser Studien ist nämlich so angelegt, daß verschie­
dene Regionstypen miteinander verglichen werden - üblicher­
weise Agglomerationen mit peripheren Räumen5• Dies hat zur 
Folge, daß in der Regel nicht die Branchenstrukturunterschiede 
zwischen den verschiedenen Regionstypen und häufig auch nicht 
die unterschiedlichen Betriebsgrößenstrukturen kontrolliert 
werden6• Untersuchungen, die so vorgehen, kommen regelmä­
ßig zu dem Ergebnis, daß bedeutende „regionale" Innovations­
unterschiede bestehen. 

Nun dürften allerdings die Regionaleffekte nur mittels Diffu­
sionsstudien isoliert erfaßbar sein, bei denen die Adoptionsraten 
neuer Technologien für Betriebe einer bestimmten Branche bzw. 
eines bestimmten {technischen) Anwendungsbereichs (,,file") 
über verschiedene Regionen erfaßt werden. Diese Untersuchun­
gen zeigen zwar in ihrer Mehrzahl ebenfalls regionale Differen­
zen in der Innovationsfähigkeit, die aber bei weitem nicht so groß 
ausfallen, wie in den vorher beschriebenen empirischen Arbei­
ten7. In manchen Studien läßt sich sogar überhaupt kein signifi­
kanter standörtlicher Einfluß auf das Ausmaß der Verbreitung 
neuer Technologien feststellen, wenngleich ein gewisses Zen­
trum-Peripherie-Gefälle in den Adoptionsraten erkennbar 
bleibt8• 

Die Probleme, geeignetes Datenmaterial für Studien über die 
regionale Innovationsfähigkeit und-bereitschaft zu finden, bzw. 
valide Untersuchungsindikatoren hierfür auszuwählen, spielen 
angesichts dieser Einwände fast schon eine Nebenrolle. Welche 
Schwierigkeiten hier auftreten können, sei dennoch kurz an dem 
vielfach verwendeten Indikator „Patenthäufigkeit" exemplifi­
ziert. Dieser Indikator hat im Zähler die angemeldeten Patente 
einer Branche in einer Region und im Nenner den zugehörigen 
Umsatz, die zugehörige Beschäftigtenzahl oder eine andere be­
triebliche Bezugsgröße. Nun wird aber zum einen nicht jedes an­
gemeldete Patent auch tatsächlich wirtschaftlich ausgewertet, 
zum anderen melden aufgrund des damit verbundenen hohen 
monetären und zeitlichen Aufwands vor allem kleinere und mitt­
lere Betriebe ihre Patente oft nicht an9• Wie unmittelbar einsich­
tig ist, kann deshalb dieser Indikator nicht unerhebliche regiona­
le Verzerrungen aufweisen. 

Zieht man ein Fazit aus den vorliegenden empirischen Befun­
den, so wird man zwar den Regionalfaktor nicht vernachlässigen 
können, er wird aber in seiner Bedeutung eindeutig von dem 
Strukturfaktor (Branchenzugehörigkeit, Betriebsgröße, betrieb­
liche Organisationsform) überwogen10• 

4. Determinanten regionaler Innovationsunterschiede 

Als Determinanten der regional bedingten Unterschiede im In­
novationsverhalten werden in der Literatur vorwiegend das Defi­
zit an innovationsrelevanten Informationen, das fehlende Kredit-
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angebot für Innovationen, das Defizit an hochqualifizierten Ar­
beitnehmern sowie Akzeptanzprobleme genannt11 • 

Betrachten wir, abweichend von der Reihenfolge der Aufzäh­
lung, zunächst die mangelnden Finanzierungsmöglichkeiten. 
Nach den bei der Kreditvergabe im Bankbereich üblichen 
Usancen prüfen Kreditinstitute vornehmlich den Markt, das 
Management, die Technik und die Finanzierungsverhältnisse des 
potentiellen Kreditnehmers, wobei letzteren bzw. den zu bieten­
den Sicherheiten die ausschlaggebende Rolle zukommt. Bei Inno­
vationen, die noch dazu vielleicht mit Firmenneugründungen 
verbunden sind, spitzt sich die Risikorelevanz der genannten 
Beurteilungsfaktoren zu, weil die Bewährung am Markt erst be­
vorsteht und ausreichende Sicherheiten häufig fehlen 12. Was so­
eben skizziert wurde, wird üblicherweise dazu herangezogen, die 
Frage der Finanzierung als eine Frage der Betriebsgröße zu quali­
fizieren. Dies erfaßt aber nicht das ganze Problem, denn die Fi­
nanzierungsproblematik enthält auch eine regionale Dimension. 
In der Literatur wird sie üblicherweise damit umschrieben, daß 
lokale bzw. regionale Banken nicht in der Lage seien, Kredite in 
dem erforderlichen Umfang bzw. in der erwünschten Laufzeit­
strukturierung zur Verfügung zu stellen und daß sie u.U. eine 
eher konservative Geschäftspolitik verfolgen würden. 

Diese regionale Komponente des Finanzierungsproblems läßt 
sich jedoch auf überregionale Kreditinstitute ausweiten. Abgese­
hen von den oben beschriebenen besonderen Risiken bedingen 
Innovationen zudem häufig einen hohen Kreditbedarf, da neben 
den Forschungs- und Entwicklungs- bzw. Lizenzkosten auch Ko­
sten der Produktionsumstellung und der Aufschließung von Ab- . 
satzmärkten anfallen13• Die hierarchische Struktur der überre­
gionalen Banken räumt nun deren Filialen in den peripheren 
Räumen in der Regel nur begrenzte Kreditvergabevollmachten 
ein, deren Grenzen durch den „innovativen" Kreditbedarf häu­
fig sehr schnell erreicht und überschritten werden. Kreditanträge 
im innovativen Bereich werden daher vielfach in den Zentralen 
„nach Aktenlage" ohne persönliche Kenntnis des potentiellen 
Kreditnehmers entschieden 14• Dies führt nicht selten zur Ableh­
nung der Anträge, selbst wenn in gewissem Umfang dingliche Si­
cherheiten geboten werden könnten. Der Ausfall der Bankkredi­
te zieht dann häufig auch die Verweigerung staatlicher Förder­
mittel nach sich, weil die Antragsteller nicht mehr die geforder­
ten „Eigenmittel" aufbringen können. Demnach dürfte eine 
Vielzahl von selbständigen und mittelständischen Betrieben, die 
das wirtschaftliche Rückgrat der Regionen bilden, für die eine in­
novationsorientierte Regionalpolitik betrieben werden soll, ei­
nen erschwerten Zugang zu den Kapitalmärkten haben. 

Eine große Rolle in den einschlägigen Publikationen spielen 
die regionalen innovationsrelevanten Informationsdefizite15. Sie 
werden sowohl auf der Seite des Informationsangebots als auch 
auf der Seite der Informationsnachfrage ausgemacht. Auf der An­
gebotsseite wird zunächst moniert, daß die öffentlichen bzw. 
öffentlich-rechtlichen und besonders die privaten Forschungs­
und Beratungseinrichtungen regional sehr ungleich verteilt seien. 
Verbunden mit Defiziten in der Verkehrsinfrastruktur erschwe­
re dies den Betrieben in den Peripherräumen den Zugang zu den 
benötigten Informationen16. Allerdings stellt sich für die Stim­
migkeit dieser Argumentation die Frage nach dem Informations­
verhalten der Unternehmen, also nach dem Verhalten der Nach­
frager nach Information. Eine neuere Untersuchung über die in-

novationsrelevante Informationsgewinnung ostbayerischer U n­
ternehmen zeigt, daß die wichtigsten Informationsquellen Liefe­
ranten, Kunden und der Erfahrungsaustausch mit Kollegen­
Unternehmen sind. Forschungseinrichtungen und Technologie­
Transfer-Institutionen rangieren unter den Informationsquellen 
an letzter Stelle. Begründet wird dies von den Unternehmen u.a. 
mit der generellen Praxisferne und dem mangelhaft zur prakti­
schen Anwendung aufbereiteten Know-how dieser Institutionen 
sowie mit der fehlenden Kooperationsbereitschaft eines Teils der 
universitären Forschungseinrichtungen17. Sollte sich hier ein 
verallgemeinerbares Muster der (vorwiegend mittelständischen) 
Informationsbeschaffung abzeichnen, so fiele die regionale Defi­
zienz weit geringer ins Gewicht als die branchen- und betriebs­
größenbedingten Zugangsbarrieren zu innovationsrelevanten 
Informationen. 

Mit den Mängeln auf der Seite der Nachfrage nach Informatio­
nen wird in der Literatur das Fehlen bzw. die schwierige Be­
schaffbarkeit qualifizierten Personals für die Firmen in periphe­
ren Räumen eng verknüpft18. Qualifizierte Arbeitnehmer er­
leichtern nicht nur die externe Informationsbeschaffung, son­
dern sind auch unabdingbare Voraussetzung dafür, daß Unter­
nehmen in der Lage sind, eigenständige Forschung und 
Entwicklung zu betreiben, sich also intern innovative Informa­
tionen zu besorgen. Die fortgeschrittene qualitative Polarisie­
rung der Regionen - sie wird im wesentlichen verursacht durch 
die qualitative Selektion der Erwerbspersonenmigration und 
durch die zunehmende Standortflexibilität der Unternehmen, 
die mit dem Konzentrationsprozeß in der Wirtschaft einher­
geht19 - hat den Arbeitsmarkt für Qualifikationen, die für In­
novationen gebraucht werden (z.B. Informatiker, Elektroniker 
usw.), in den Peripherräumen knapp werden lassen. Mangelnde 
standörtliche Attraktivität macht es andererseits den dort ange­
siedelten Firmen schwer, Fachkräfte aus den Agglomerationen 
abzuziehen; wenn es einer Firma dennoch gelingt, einen qualifi­
zierten Arbeitnehmer aus den Ballungsgebieten wegzulocken, 
dann müssen entweder höhere Einkommen oder sonstige Ver­
günstigungen gewährt werden, d.h. die Personalbeschaffungsko­
sten für diese Firmen sind höher als für vergleichbare Firmen in 
den Agglomerationen20. Insbesondere die Qualität des regiona­
len Arbeitsmarktes in den Rückstandsregionen erweist sich als 
ein durchaus gewichtiges Manko für eine innovationsorientierte 
Regionalpolitik. 

Vergleichsweise geringe regionale Innovationsdefizite sowie 
regionale innovative Limitationen infolge eines fehlenden Kre­
ditangebots und eines mangelnden qualifizierten Arbeitsange­
bots sind zusammengefaßt die wesentlichen Ergebnisse der letz­
ten beiden Abschnitte. 

5. Eine Kritik praktischer Ansätze einer innovationsorientierten 
Regi.onalpolitik 

Eine innovationsorientierte Regionalpolitik kann grundsätz-
lich zwei Strategien verfolgen: 

Sie kann einmal Rahmenbedingungen für ein günstiges regio­
nales „Innovationsklima" schaffen. 

Sie kann zum zweiten direkt die Entstehung und Anwendung 
bestimmter Technologien fördern. 
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Der neue Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse­
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW) geht im we­
sentlichen den ersten Weg. Um die (vermeintlichen) regionalen 
Informationsmängel bei deri Betrieben abzubauen, sind in Zu­
kunft u.a. die Datenbe- und -verarbeitung, die Forschungs-, 
Entwicklungs- und Laborleistungen für die Wirtschaft sowie die 
betriebswirtschaftliche und technische Unternehmensberatung 
nach der GRW förderungsfähig. Hinzu kommt, daß probeweise 
bis 1987 im Einzelfall auch Einrichtungen zur Nutzung neuer In­
formationstechniken aus der Gemeinschaftsaufgabe finanziell 
unterstützt werden können. Um eine Diskriminierung periphe­
rer Räume zu verhindern, soll demnach die „Beratungs- und In­
formationsinfrastruktur" flächendeckend auf- und ausgebaut 
werden. 

Um Anreize für die Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze zu 
geben, sieht der 14. Rahmenplan vor, daß qualitativ hochwertige 
Arbeitsplätze (Arbeitsplätze mit einem Bruttojahreseinkommen 
von mindestens 60 000 DM) zusätzlich zu Investitionszulage und 
-zuschuß traditioneller Art noch einen besonderen Investitions­
zuschuß eingeräumt bekommen können. Der Sonderzuschuß ist 
je nach Förderpräferenz unterschiedlich. Für die qualitativ hoch­
wertigen Arbeitsplätze entfällt die sonst verlangte Erweiterungs­
schwelle. Darüber hinaus wird auch die Errichtung und der Aus­
bau von Technologieparks und Innovationszentren aus der Ge­
meinschaftsaufgabe bezuschußt. Zudem soll eine Gesetzesinitia­
tive zur Änderung des Investitionszulagengesetz eingeleitet wer­
den mit dem Ziel, das Kumulationsverbot von Regional- und 
FuE-Zulage aufzuheben21. 

Die o.g. alternative Strategie müßte nun, damit sie räumlich re­
levant wird, so aussehen, daß die Mittel für die Grundlagenfor­
schung und die Projektförderung im Rahmen einer nationalen 
Technologiepolitik regional gezielt vergeben werden. Die regio­
nale Vergabe der Forschungsmittel des BMFT und des BMWi 
müßte zugunsten der Peripherräume verschoben werden22. 

Unterzieht man beide Strategien einer kritischen Würdigung, 
so weisen beide Vorgehensweisen Schwächen auf. Zunächst ist 
festzuhalten, daß eine Regionalpolitik, die eine verbesserte 
„Beratungs- und Informationsinfrastruktur" in den regionalen 
Problemregionen zum Ziel hat, um Arbeitsplätze zu mobilisie­
ren - also die traditionelle Industrieansiedlungspolitik in neuem 
Gewand-, zwar Nachteile abbaut, jedoch für die Problemregio­
nen keine tatsächlichen Vorteile schafft. Sofern nämlich alle Re­
gionen in etwa in gleicher Weise mit Beratern, Leitungsnetzen 
und Endgeräten ausgestattet sind, besteht von der Infrastruktur 
her kein Anreiz mehr, in den unternehmerischen Standortent­
scheidungen nach Regionen zu diskriminieren. Die einschlägige 
Infrastruktur wird zur Ubiquität. 

Selbst wenn jedoch, wie eingangs erwähnt, die regionale Be­
standssicherung Vorrang hat, ist eine auf die Verbesserung der in­
novativen Rahmenbedingungen gerichtete Regionalpolitik nicht 
ohne Probleme. So bedeutet beispielsweise eine regionale Förde­
rung der Datenbe- und-verarbeitung sowie der Unternehmens­
beratung in erster Linie eine Subventionierung bestimmter 
Dienstleister und erst in zweiter Linie eine Förderung der Nach­
frage nach diesen Dienstleistungen. Eine solche Politik hat zur 
Folge, daß sich in Peripherräumen, wie etwa in Ostbayern, selb­
ständige Software-Hersteller und Unternehmensberater in zu­
nehmender Zahl niederlassen. Dadurch entsteht ein beträchtli-

ches zukünftiges Insolvenzpotential, das letztlich zur V er­
schwendung staatlicher Ressourcen führt. Denn nach den bishe­
rigen Erfahrungen nehmen Klein- und Mittelbetriebe, die die 
Wirtschaftsstruktur in den Peripherräumen dominieren, die ge­
rade genannten Dienstleistungen nur so lange in Anspruch, wie 
sie staatliche Zuschüsse dafür erhalten23. Die staatlichen Förder­
programme initiieren kaum einen „sich selbst tragenden" Be­
darf, wobei häufig eben noch hinzukommt, daß die Nachfrager 
nach Beratungs- und Informationsdienstleistungen die Kompe­
tenz der Anbieter dieser Dienstleistungen für ihre eigenen be­
trieblichen Bedürfnisse bezweifeln. 

Der flächendeckenden Errichtung subventionierter T echnolo­
gie-T ransfer-lnstitutionen ist der Vorzug einzuräumen. Sie ver­
mögen nämlich, wenn sie qualitativ gut besetzt und ausgestattet 
sind, den Betrieben problemorientierte Lösungen zu vermitteln 
bzw. den Zugang zu Datenbanken und dgl. zu erleichtern. Zu­
dem vereinigen die Pilot-Einrichtungen, die bis jetzt in der Bun­
desrepublik existieren, alle im lnnovationsprozeß auftretenden 
Beratungsbedürfnisse unter einem Dach - eine Eigenschaft, die 
gerade für mittelständische Unternehmen schwer wiegt24. 

Aber noch ein anderer Umstand scheint in diesem Zusammen­
hang bemerkenswert: Die Technologie-Transfer-Agenturen als 
ein Instrument innovationsorientierter Regionalpolitik könnten 
in den ländlichen Räumen eine Pionierfunktion dergestalt über­
nehmen, daß sie die Unternehmen, die bislang im Umgang mit 
Beratern relativ unerfahren sind, bei den Erstkontakten unter­
stützen. Sie erscheinen dazu besonders geeignet, weil sie häufig 
den Industrie- und Handelskammern sowie den Handwerkskam­
mern angegliedert sind und damit „Berührungsängste" seitens 
der mittelständischen Unternehmen geringer sein dürften als bei 
unmittelbaren Kontakten mit Beratern etwa aus dem universitä­
ren Bereich. Allerdings spielt die Qualität dieser Institutionen, 
dies sei nochmals unterstrichen, die ausschlaggebende Rolle. 

Skeptischer sind die derzeit als „dernier cri" der Wirtschafts­
förderung allerorten entstehenden Technologie-, Gründerparks 
und dgl. zu beurteilen. Auch sie sind, wie erwähnt, neuerdings in­
tegraler Bestandteil der innovationsorientierten Konzeption der 
GR W. Mit wenigen Ausnahmen fehlt ihnen aber das Umfeld, das 
ihren Erfolg zumindest mit ausreichender Sicherheit garantiert. 
Zwar sind heute die meisten Peripherräume quantitativ gut mit 
Hochschulen ausgestattet, aber diesen Hochschulen fehlen häu­
fig - bedingt durch die gegebenenfalls notwendig werdenden fi­
nanziellen Aufwendungen - die innovationsrelevanten informa­
torischen, natur- und ingenieurwissenschaftlichen Zweige, bzw. 
dort, wo solche Zweige existieren, fehlt nicht selten die Bereit­
schaft zur Kooperation mit den „kleinen" Unternehmen seitens 
der Hochschulen - zumindest lassen die Ergebnisse der bereits 
mehrfach angeführten Studie über das Innovationsverhalten ost­
bayerischer Unternehmen auf solche subjektiven Einschätzun­
gen der mittelständischen Unternehmen schließen25 • 

Nun können sicherlich regionale Nachteile bei der Informa­
tionsbeschaffung nicht völlig negiert werden, nur erscheinen sie 
gegenüber anderen Problemen nachrangig und die Maßnahmen 
zu ihrer Behebung, wie sie im neuen Rahmenplan angeboten 
werden, als relativ ungeeignet. Eines dieser wichtigeren Proble­
me ist der schon angesprochene Mangel an qualifiziertem Perso­
nal, der es den meisten Betrieben in den Rückstandsregionen er­
schwert, eigene systematische Forschungs- und Entwicklungsan-
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strengungen zu unternehmen26. Zwar gibt es vom BMWi einen 
Zuschuß zu Aufwendungen für Forschungs- und Entwicklungs­
personal, aber der Mangel an solchen Beschäftigten ist nicht aus­
schließlich und nicht einmal vorwiegend ein Problem der Bezah­
lung. Seine regionale Dimension erhält er vielmehr daraus, daß 
qualifizierte Arbeitnehmer, gerade weil sie ein hohes Einkom­
men haben, besondere Ansprüche an die Attraktivität im weite­
sten Sinne einer Region stellen27. Die Attraktivität eines Raumes 
umfaßt dabei so unterschiedliche Dinge wie die Größe des Ar­
beitsmarktes (die u.a. mitbestimmend ist für die Beschäftigungs­
möglichkeiten von Ehegatten)28, die Ausstattung der Region mit 
konsumnaher Infrastruktur (besonders wichtig ist hier z.B. die 
Qualität des Gesundheitswesens) oder die soziale und natürliche 
Umwelt29. Damit ist eine wesentliche Determinante der Quali­
tät des regionalen Arbeitsangebots und folglich der regionalen In­
novationsfähigkeit weitgehend außerhalb des Einflußbereiches 
des einzelnen Unternehmens wie auch einer Innovationspolitik. 

Ähnlich gelagert ist die Problematik bei der Innovationsfinan­
zierung. Auch da versuchen zwar verschiedentlich die für die 
Wirtschaftspolitik zuständigen Landesbehörden durch die (ideel­
le) Unterstützung von „venture-capital-Fonds" dem besonderen 
Risiko der Innovationsfinanzierung gerecht zu werden; aber da 
bislang die Träger und Finanziers dieser Fonds vornehmlich 
Großbanken sind, bleibt die oben beschriebene regionale Di­
mension des Problems bestehen. Abhilfe ließe sich hier wohl nur 
durch eine stärkere Dezentralisierung der Fonds schaffen, da sie 

,,face-to-face"-Kontakte zwischen den Kreditgebern und den po­
tentiellen Innovatoren erleichtert. Eine wichtige Funktion 
könnten dabei die kommunalen Kreditinstitute übernehmen, da 
deren Gewährsträger eigentlich an einer Verbesserung der jewei­
ligen regionalen Wirtschaftsstruktur gelegen sein müßte. 

Eine zusätzliche Schwierigkeit liegt bei dem Management der 

Klein- und Mittelbetriebe. Entscheidend in diesem Zusammen­
hang ist, daß bei diesen Unternehmen Management und Eigentü­
mer häufig eine Personalunion bilden. Eine solche Konstruktion 
führt nach empirischen Befunden oft zu einer defensiven und di­
stanzierten Haltung gegenüber dem technologischen WandeJ3°. 
Diese Verhaltensweise der Eigentümer-Manager ist durch die Po­
litik kaum veränderbar31; allenfalls kann sich der Staat bemü­
hen, durch eine geeignete Ausgestaltung der Institutionen, die 
kleinen und mittleren Unternehmen den technologischen Wan­
del nahebringen sollen, die Akzeptanzbarrieren so niedrig wie 
möglich zu haltenJ2. 

Eine Alternative zu der innovationsorientierten Regionalpoli­
tik, die günstige innovatorische Rahmenbedingungen schaffen 

will, wäre die direkte Beteiligung des Staates an dem regionalen 
Innovationsprozeß in der Form, daß der Staat regional gezielt 
technologische Neuentwicklungen fördert. Als Begründungen 
für eine unmittelbare staatliche Einflußnahme werden üblich1tr­
weise genannt: externe Effekte, Nichtberücksichtigung humani­
tärer und sozialer Standards, Unterschiede zwischen privatem 
und gesellschaftlichem Zeithorizont sowie Unterstützung des 
nationalen Strukturwandels und Verbesserung der internationa­
len Konkurrenzfähigkeit33. Diese Variante läßt nun allerdings 
keine besseren Resultate erwarten. Im Gegenteil. Eine solche Po­
litik würde neben all den Mängeln der zuvor beschriebenen Kon­
zeption noch zusätzliche Schwierigkeiten heraufbeschwören, die 
mit der Diagnose, der Prognose und den Entscheidungen über 

den technologischen Wandel verbunden sind34. Im übrigen wäre 
es zweifelhaft, ob direkte staatliche Forschungs- und Technolo­
giepolitik tatsächlich regional gezielt implementiert werden 
könnte, da mittelständische Unternehmen in den Förderregio­
nen möglicherweise nicht unbeträchtliche Subaufträge in die Ag­

glomerationen vergeben müßten, weil sie selbst nicht über geeig­

nete Apparaturen, Testmöglichkeiten und dgl. verfügen. Dies äh­
nelt den Schwierigkeiten, eine regionale Konjunkturpolitik zu 
betreiben. Am wichtigsten scheint jedoch eine Art von ord­
nungspolitischer Argumentation zu sein: Der direkte staatliche 
Eingriff in die unternehmerische (angewandte) Forschung und 
Entwicklung beschränkt den „Wettbewerb der Ideen"; denn alle 
nicht geförderten technologischen Ideen haben kaum Chancen, 
umgesetzt und erprobt zu werden. Demnach sollte man diejenige 
Alternative vorziehen, die lediglich allgemeine Entwicklungszie­
le und Rahmenbedingungen vorgibt, nicht aber die Mittel der 
Zielerreichung vorschreibt35. 

6. Mögliche räumliche Konsequenzen einer innovationsorientierten 
Regionalpolitik 

Die Modifizierung der Regionalpolitik im 14. Rahmenplan ist 
zwar expressis verbis nicht auf bestimmte neue Technologien zu­
geschnitten, dennoch ist eine Schwerpunktbildung im Hinblick 
auf die Mikroelektronik, und dort wiederum auf die Telekom­

munikation und die Informationsverarbeitung unverkennbar36. 
Die sich anschließende Betrachtung einiger Konsequenzen der 
,,neuen" regionalen Wirtschaftspolitik soll sich deshalb auf die­
sen „high-tech"-Bereich beschränken. Im übrigen kann es sich 
hier nur um mehr oder weniger starke Vermutungen handeln, da 
wegen der Kürze der bislang beobachtbaren Entwicklung gehalt­

volle empirische Befunde noch nicht vorliegen. 
Eines der Hauptanliegen der Regionalpolitik ist die Schaffung 

und Sicherung (qualifizierter) Arbeitsplätze. Deshalb soll hier zu­
nächst der Frage nach der regionalen Beschäftigungswirkung 
nachgegangen werden. Dabei sind vom Blickwinkel einer Region 
aus zwei Effekte zu berücksichtigen: Die Telematik37 beeinflußt 
zum einen das (gesamtwirtschaftliche) Beschäftigungsniveau, 
zum anderen die regionale Verteilung der Beschäftigten. Bei der 
Wirkung auf das Beschäftigungsniveau müssen die expansiven 
Beschäftigungseffekte bei den Produzenten der Hard- und Soft­
ware, die kontraktiven Beschäftigungseffekte bei den Anwen­
dern beruhend auf dem Rationalisierungspotential der neuen 
Kommunikationstechnologien sowie die induzierten Beschäfti­

gungszunahmen infolge der verbesserten Wettbewerbsfähigkeit 
der Anwender gegeneinander verrechnet werden38. Welches 
Vorzeichen die Beschäftigungsentwicklung hat, ist in der wissen­
schaftlichen und politischen Debatte umstritten. Es würde den 
Rahmen dieses Beitrages sprengen, eine eigene gesicherte Ant­
wort darauf geben zu wollen39, weswegen diese Frage trotz ihrer 
unbestreitbaren Wichtigkeit nicht weiter verfolgt werden soll. 

Für das Thema dieses Beitrages wesentlicher ist, ob und gegebe­
nenfalls wie die Telematik die regionale Verteilung der Arbeits­
plätze verändert, denn die Peripherräume könnten ja selbst bei 

einer abnehmenden gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung zu­
mindest die relativen Gewinner sein, wenn es ihnen nämlich ge­
länge, durch die neuen Technologien eine eigenständige Ent-
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wicklung zu initiieren und von den Ballungsräumen Arbeitsplät­
ze abzuziehen. Die Beschäftigungshoffnungen der Peripherräu­
me gründen sich dabei auf den Umstand, daß die neuen Kommu­
nikations- und Informationstechniken die Standortbindungen 
der Unternehmen lockern, da bestimmte Arbeitsinputs und-out­
puts überall verfügbar werden40• Mögliche konkrete Formen 
der Arbeitsplatzdezentralisierung könnten „ Telehäuser" (,,Tele­
Arbeitszentren") und „Tele-Heimarbeit" sein. Die Neualloka­
tion der Arbeitsplätze stößt jedoch an Grenzen. Zum ersten er­
fordern eine Reihe von Tätigkeiten „face-to-face"-Kontakte, die 
durch die Telekommunikation nicht substituiert werden 
können41 • Eine weitere Schranke bilden die möglichen Attrakti­
vitätsdefizite der Peripherräume. Schließlich birgt insbesondere 
die „Tele-Heimarbeit" die Gefahr der sozialen Desintegration 
und Isolation für den Heimarbeiter in sich42• 

Generell wird erwartet, daß die Mikroelektronik und somit 
auch die neuen Kommunikationstechnologien die Qualifika­
tionsanforderungen polarisieren; typische mittlere Qualifikatio­
nen wie z.B. der Buchhalter oder der Meister als Kontrolleur wer­
den obsolet werden43 • Da vermutlich vornehmlich leitende Tä­
tigkeiten persönliche Kontakte erforderlich machen und deren 
Inhaber die Angebote der Ballungsräume besonders schätzen, 
dürften tendenziell Routine- und folglich weniger qualifizierte 
Beschäftigungen in die Peripherie ausgelagert werden. Die quali­
tative Polarisierung zwischen den Regionen könnte demnach 
nur dann nicht weiter vergrößert oder sogar verkleinert werden, 
wenn die Telematik, die zur Bestandspflege in den Peripherräu­
men eingesetzt wird, so viele qualifizierte Arbeitsplätze schafft 
bzw. sichert, daß dadurch die Auslagerung von Routinetätigkei­
ten aus den Zentren kompensiert würde. Dafür gibt es aber zu­
mindest bislang keine Anhaltspunkte. Die Konkurrenzsituation 
zwischen den Peripherregionen in der Bundesrepublik und de'n 
Schwellenländern der Dritten Welt, die man dem filtering-down­
Prozeß, der die traditionelle Industrieansiedlung prägt, anlastet, 
wird deshalb wohl nicht entscheidend gemildert. 

Nachdem also gegenwärtig kaum etwas auf die gebremste quali­
tative Polarisierung der Regionen hindeutet, werden auch die 
vorhandenen regionalen Einkommensdisparitäten, die nominal 
größer sind als real, nicht verringert werden. Diese Tendenz wür­
de durch eine nicht-flächendeckende Einführung der neuen 
Kommunikations- und Informationstechnologien noch ver­
schärft, da damit dann mit Sicherheit regional differenzierte Pro­
duktivitätswirkungen verbunden wären. Selbst wenn jedoch die 
neuen Kommunikationstechnologien gleichzeitig in allen Regio­
nen zur Verfügung stünden, wären regionale Produktivitätsdiffe­
renzen wahrscheinlich; denn erstens sind diese Technologien vor 
allem für die Betriebe interessant, die intensiv mit „Informatio­
nen auf Distanz" arbeiten, und das sind vorwiegend die „Gro­
ßen" in den Agglomerationen; und zweitens bestehen synergeti­
sche Effekte zwischen dem Nutzen der neuen Kommunikations­
technologien und den Fühlungsvorteilen der Ballungsräume44• 

Die neuen Telekommunikationsmittel sind dann besonders 
,;wertvoll", wenn sie durch direkte physische Kontakte ergänzt 
werden können. 

Die bisherigen Ausführungen haben verdeutlicht, daß den neu­
en Kommunikationstechnologien keine auslösenden Effekte zu­
kommen, sondern daß sie nur „den spezifischen Charakter, das 
Ausmaß und die Geschwindigkeit des jeweiligen exogen be-

stimmten Prozesses" prägen. ,,Die neuen Informations- und 
Kommunikations-Technologien sind somit Trendverstärker, 
nicht Trendsetter"45 • Vor diesem Hintergrund ist auch die Frage 
zu beantworten, ob die Telematik eher zentralisierend oder eher 
dezentralisierend wirkt. Grundsätzlich hat ja die Telematik dies­
bezüglich einen ambivalenten Charakter, da sie beide Effekte er­
möglichen kann. Wenn sie allerdings nur „Trendverstärker" ist, 
dann werden in Übereinstimmung mit der derzeit ablaufenden 
regionalen Entwicklung die Agglomerationen, insbesondere das 
Umland der Kernstädte (,,Suburbanisierung"), gewinnen, die 
Mittelstädte in den Peripherräumen werden sich in etwa behaup­
ten können, während die Peripherie selbst per Saldo verlieren 
dürfte46• Die skizzierte Tendenz wird in ihrer Stärke sicherlich 
noch von dem Verlauf der Konjunktur, von der Verkabelungspo­
litik der Bundespost und dgl. beinflußt sein, aber gegenüber der 
bisher beobachtbaren Zentralisierung dürfte keine Trendwende 
eintreten. 

7. Schlußfolgerungen 

Ist nun die innovationsorientierte Regionalpolitik eine Schi­
märe? Die Antwort darauf, das sollten die bisherigen Darlegun­
gen zeigen, wird differenziert ausfallen müssen. Die Hoffnungen, 
die mit einer innovationsorientierten Regionalpolitik verbunden 
werden, werden mit großer Wahrscheinlichkeit dann trügerisch 
sein, wenn man glaubt, es genüge, nur dafür zu sorgen, daß alle 
Regionen gleichmäßig und gleichzeitig mit den neuen Kommuni­
kations- und Informationstechnologien ausgestattet werden 
bzw. daß in allen Regionen die gleichen (technologischen und 
Förderungs-) Chancen für Innovationen geschaffen werden. In­
soweit unterscheidet sich die hier vertretene Position von derje­
nigen, die etwa in der jüngsten Studie von M Fritsch und H-J. 
Ewers eingenommen wird. 

Vielmehr muß man erkennen, daß die Implementation einer 
innovationsorientierten Regionalpolitik, wie immer sie im ein­
zelnen auch aussehen mag, geeignete Rahmenbedingungen vor­
aussetzt. Konkret bedeutet dies, daß beispielsweise regionale 
Bildungs-, Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Technologiepolitik 
miteinander verzahnt werden müssen. Nur wenn es gelingt, ver­
schiedene raumrelevante Politikbereiche sinnvoll zu koordinie­
ren, läuft eine innovationsorientierte Regionalpolitik nicht 
schon von vornherein ins Leere. Dies heißt aber zugleich, daß ei­
ne Vorgehensweise, die die technologische Erneuerung von Re­
gionen zum Ziel hat, auf alle Fälle keine kurzfristigen Erfolge 
wird aufweisen können, sondern eine relativ lange Vorlaufzeit 
braucht. 

Zwei weitere Anmerkungen scheinen wichtig zu sein: Zum er­
sten wird man kein generelles, flächendeckendes Technologie­
politik-Konzept verwenden können. Vielmehr dürfte es notwen­
dig sein, zunächst die spezifischen regionalen Engpaßfaktoren zu 
analysieren und dann gezielt ihre Beseitigung anzustreben. Eng 
damit verknüpft ist der zweite Punkt. Nicht jede Technologie, 
insbesondere nicht jede Großtechnologie, wird für periphere 
Räume sinnvoll sein. Es ist deshalb unabdingbar, daß eine tech­
nologieorientierte Regionalpolitik den jeweiligen regionalen 
Entwicklungszusammenhang berücksichtigt47 • Werden die 
Koordination verschiedener Politikbereiche, die regionale Eng-
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paßanalyse und die Förderung regional geeigneter Innovationen 
außer acht gelassen bzw. vernachlässigt, so wird eine innova­
tionsorientierte Regionalpolitik die Rückstandsregionen eher 
schädigen denn ihnen nützen48• Anderenfalls bietet sie wenig­
stens die Chance, die Rückstandsregionen relativ zu stabilisieren 
bzw. das Auseinanderdriften der Regionen zu verlangsamen. Die 
innovationsorientierte Regionalpolitik muß nicht schimärisch 
sein, wenn man ihre recht begrenzten Möglichkeiten sieht und 
akzeptiert. Sie wird allerdings sehr schnell zur Schimäre, wenn 
die gegenwärtige Innovations- und Technologieeuphorie den 
Eindruck vermitteln wollte, mit der „neuen" Regionalpolitik lie­
ßen sich unsere regionalen und regionalpolitischen Probleme 
schnell und bequem lösen. 
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4 Auch die „allgemeine" Technologie- und Innovationspolitik hat auf­
grund der regional unterschiedlichen lnzidenzen natürlich regionale 
Wirkungen, allerdings nur im Nebeneffekt. 
5 V&!. z.B. F. Meyer-Krahmeret al. (1984), S. 8 f.; Th. Ellwein, W Bruder 
(1982), S. 120 ff., insbesondere S. 126 f. 
6 Daß Branchen- und Betriebsgrößenstrukturen von eminenter Bedeu­
tung sind, läßt sich der Studie von R. -P. Oakey, A. T. Thwaites, P. A. Nash 
(1980), S. 239 ff. entnehmen. 
7 Vgl. z.B. die bei H.-J. Ewers, R. W Wettmann (1980), S. 166 zitierte 
Studie über Kanada. 
8 Vgl. z.B. H. -J. Ewers (1984), S. 103 f. 
9 Vgl. P. Stoneman (1983), S. 18. 

10 Vgl. auch H.-J. Ewers (1984), S. 106 f. 
11 Vgl. z.B. H.J. Ewers, R. Wettmann,]. Kleine, H. Kirst (1980), S. 35 
ff.; L.-M. Boulianne (1982), S. 57. 
12 Vgl. S. C Cassier (1985), S. 135 ff. 
13 Vgl. ebd. 
14 Vgl. auch H.J. Ewers, R. Wettmann,]. Kleine, H. Kirst (1980), S. 38. 
15 Vgl. z.B. Th. Eilwein, W Bruder(1982), S. 208 ff. ; R. P. Oakey, A. T. 
Thwaites, P. A. Nash (1980), S. 250. 
16 Vgl.]. Kleine (1982), S. 153. 
17 Vgl.]. Wolf (1985), S. 35 f. undS. 39f. Das Ergebnis von Wolf scheint 
diametral dem Ergebnis der Untersuchung von Bachfischer entgegenzu­
stehen (vgl. R. Bachfischer[1984], S. 153), wonach 85 v. H. aller Anfragen 
an die Technologieberatungsstelle in Augsburg zu verwertbaren Anre­
gungen für die Unternehmen geführt haben. Allerdings hat Bachfischer 
nur Unternehmen befragt, die sich mit der Technologieberatungsstelle 
in Verbindung gesetzt hatten. 
18 Vgl. z.B. ]. Kleine (1982), S. 151 f. 
19 Vgl. W Mieth,j. Genosko (1982), S. 14 sowie zur Standortflexibilität 
großer Unternehmen auch D. Maillat (1982), S. 25 f. 
20 Vgl.]. Kleine (1982), S. 152. Für die kleineren Unternehmen, die die 
Wirtschaftsstruktur der peripheren Räume prägen, verschärft sich das 
Personalbeschaffungsproblem noch zusätzlich dadurch, daß sie die Not­
wendigkeit von Personalinvestitionen nur mangelhaft perzipieren. 
21 Vgl. zum Vorhergehenden H. Angerer, H. F. Trunzer(1985) , S. 2 ff. 
22 Zur Konzentrierung der Forschungsfördermittel vgl. H.-J. Ewers et 
al. (1980), s. 77. 
23 Im Bereich der Unternehmensberatung bleibt für die Firmen nur 
ein verschwindend geringer Rest an eigenem finanziellen Mittelaufwand 
(ca. 10 v. H . der Beratungskosten). 
24 Vgl.]. Liouville (1985), S. 21. 
25 Vgl. sinngemäß]. Wolf(1985), S. 48. 

26 Vgl. R. Rothwel4 W Zegveld ( 1982), S. 46. Kleinere und mittlere U n­
ternehmen versuchen zwar, diesen Nachteil durch die verstärkte Ver­
wendung von Facharbeitern zu kompensieren (vgl. Th. Eilwein [1980], 
S. 336), aber dies kann im Sinne einer mnovationsorientierten Regional­
politik, der es vor allem auch an Produktinnovationen liegt, nur ein Not­
behelf sein. 
27 Vgl. W Mieth (1978), S. 216. 
28 Vgl. W Mieth (1969), S. 10 ff. 
29 Vgl.]. Genosko (1978), S. 161 ff. und S._ 168 f. 

30 Vgl. z.B. L.-M. Boulianne ( 1982), S. 57. Rothwell und Zegveld bestäti­
gen im Prinzip dieses Ergebnis, schränken es allerdings auf die mittleren 
Firmen im traditionellen gewerblichen Bereich ein (vgl. R. Rothwel4 W 
Zegveld [ 1982), S. 45 und 49 f. ). Im übrigen soll hiermit nur ein objektiver 
Tatbestand festgehalten und keine Bewertung abgegeben werden, da 
vom Standpunkt der kleinen und mittleren Unternehmen aus eine sol­
che Verhaltensweise aus den verschiedensten Gründen (z.B. Risikoüber­
legungen) sehr sinnvoll sein kann. 
31 Vgl. R. Rothwel4 W Zegveld (1982), S. 50. 
32 Ein wichtiger Punkt der Akzeptanz ist z.B., daß staatliche Behörden 
nicht unmittelbare Träger der Technologieberatungsstellen sind. Au­
ßerdem müssen die Institutionen die Gewähr dafür bieten, daß Betriebs­
geheimnisse gewahrt bleiben. (Gerade in diesem Punkt sind die „Klei­
nen" sehr sensibel; neben den bereits genannten Punkten dürfte dies ei­
ner der wesentlichsten Gründen für die Kooperationshemmnisse zwi­
schen mittelständischer Wirtschaft und externen [Groß-]Forschungs­
einrichtungen sein). Zu weiteren Einzelheiten vgl.]. Liouville (1985). 
s. 20. 
33 Vgl. K. Littmann (1975), S. 52 ff.; H. W Hetzler (1978), S. 37. 

34 Zu Einzelheiten vgl. E. Staudt (1985), insbesondere S. 160 ff. Die 
Grundlagenforschung sei hier ausgeklammert, weil sie wegen ihres 
öffentlichen-Gut-Charakters und wegen der mit ihr verbundenen Unsi­
cherheit ohne direkte staatliche Förderung nicht oder nur unzureichend 
durchgeführt werden würde. Selbst gegenüber der in der Literatur vorge­
schlagenen staatlich geförderten Forschungssytnbiose zwischen großen 
und kleineren Unternehmen ist Skepsis angebracht, da die Furcht der 
Kleinen, ihre Selbständigkeit zu verlieren, ihr wohl entgegenstehen 
wird. Im übrigen verlören die „Kleinen" damit eine ihrer wichtigsten 
Fähigkeiten, nämlich die Marktnischen besetzen zu können, die die 
,,Großen" frei lassen. 
35 Vgl. zu dieser grundsätzlichen politisch-philosophischen Position 
N. Luhmann (1968), S. 233 f. 

36 Vgl. Kapitel 5. 

37 Die Begriffsbildung „Telematik" soll die enge Verknüpfung zwi­
schen Telekommunikation und Informatik dokumentieren (vgl. 
M. Fritsch, H.J. Ewers [1985), S. 17). 
38 Vgl. ebd., S. 38 ff. Die expansiven Beschäftigungswirkungen bei den 
Hard- und Software-Produzenten sowie bei den Anwendern dürften al­
lerdings stark durch konjunkturelle Entwicklungen und durch Ent­
wicklungen im Welthandel (Protektionismus!) determiniert werden. 

39 Der Disput wird sich sicherlich nicht durch „Schein"-Korrelatio­
nen klären lassen, wie sie jüngst einer Presseerklärung des BMFT zu ent­
nehmen waren. Vielmehr dürfte hierfür wegen der vorhandenen Ver­
flechtungen eine Input-Output-Analyse das adäquate Instrument sein; 
eine solche Analyse zur Klärung der gesamtwirtschaftlichen Beschäfti­
gungswirkung der „Telematik" liegt jedoch m. W. bisher in befriedigen­
der Form nicht vor. 
40 Vgl. P. Marti, S. Mauch (1984), S. 57 f. 
41 Vgl. hierzu auch M. Fritsch, H.-j. Ewers (1985), S. 46. 
42 Vor allem deswegen werden z.B. auch für „Teleshopping" und° 
,,Homebanking" und damit für dadurch bedingte Rationalisierungsver­
luste an Arbeitsplätzen Grenzen gesehen. (Zudem ist ein erheblicher 
Teil des Banken- und Handelserfolgs von der Beratung abhängig). Im 
übrigen könnten auch Unternehmen auf lange Sicht kein Interesse an 
der„ Tele-Heimarbeit" haben, weil die Identifikation mit den U nterneh­
menszielen und folglich die Arbeitsmotivation eingeschränkt wird (vgl. 
P. Marti, S. Mauch [1984), S. 48 f.) . 
43 Vgl. M. Fritsch, H.-j. Ewers (1985), S. 42. 
44 Vgl. P. Marti, S. Mauch (1984), S. 59 ff. 
45 Siehe ebd., S. 155 f. Eine etwas andere Meinung vertreten hierzu 
Fritsch und Ewers insofern, als sie die Ursache der Zentralisierung vor­
nehmlich in der „interregionalen unterschiedlichen Adoption der neuen 
Dienste durch potentielle Anwender und der interregional unterschied­
lichen Innovationsaktivität auf der Basis der NTK" sehen (vgl. 
M. Fritsch, H.-j. Ewers [1985], S. 11 f.) . 



114 Raumforschung und Raumordnung 1986 Heft 2/3 
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